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Parlament bewilligt halbe Milliarde für Bauten des Bundes 

Der Bund kann 511.8 Millionen Franken in zivile Bauprojekte investieren. Nach dem Ständerat hat auch 

der Nationalrat die zivile Immobilienbotschaft 2025 gebilligt. Die grosse Kammer stimmte den neun 

Verpflichtungskrediten mit 171 zu 17 Stimmen ohne Enthaltungen zu. Sie folgte damit dem 

einstimmigen Antrag ihrer Finanzkommission. Der Ständerat hatte schon in der Herbstsession der 

Immobilienbotschaft zugestimmt. Das Geschäft ist damit erledigt. Grösstes Projekt ist die Sanierung des 

Gebäudes des Bundesamts für Zoll und Grenzsicherheit in Bern. Das Verwaltungsgebäude an der 

Taubenstrasse soll für 92.7 Millionen Franken saniert werden. 87.6 Millionen Franken sollen in ein neues 

Interventionszentrum für das Bundesamt für Zoll und Grenzsicherheit (Bazg) in St. Margrethen SG 

fliessen. In dieses Zentrum wird auch die St. Galler Kantonspolizei als Mieterin einziehen. Die St. Galler 

Stimmberechtigten haben den Mietkosten in Höhe von 2.2 Millionen Franken im Jahr Ende November 

an der Urne zugestimmt. 

 

 

Nationalrat will Zahl der Vollzeitstellen beim Bund begrenzen 

Der Nationalrat verlangt Änderungen bei den Rahmenbedingungen für Unternehmen. Unter anderem 

möchte er die Investitionsbedingungen verbessern, Arbeitnehmer im AHV-Alter von der direkten 

Bundessteuer befreien und die Zahl der Vollzeitstellen beim Bund begrenzen. Die grosse Kammer hat 

ihre Entscheidungen in einer Sonderdebatte über die wirtschaftlichen Rahmenbedingungen in der 

Schweiz und den Erhalt von Arbeitsplätzen, die Stärkung des Werkplatzes und die Kaufkraft gefällt. 

Insgesamt hat der Rat in der ausserordentlichen Debatte über zehn thematisch sehr unterschiedliche 

Motionen und zwei Postulate aus den Reihen von SVP, FDP, Grünen, SP und Mitte befunden. Sieben 

Motionen hat er angenommen. 

 

Die SVP ist etwa mit ihrer Forderung nach einer steuerlichen Entlastung arbeitender Menschen im AHV-

Alter und nach einer Obergrenze bei den Bundesstellen durchgedrungen. Unterstützung hat sie dabei 

von FDP und GLP erhalten. Angenommen sind unter anderem auch zwei Motionen von FDP-Nationalrat 

Andri Silberschmidt (ZH) worden. Er schlägt höhere Steuerabzüge vor, um Investitionen und die 

Forschungstätigkeit zu fördern. Die Grünen haben eine Mehrheit für ihre Forderung nach 

Innovationsgutscheinen und mehr Beratungsangeboten für kleine und mittlere Unternehmen erhalten. 

 

 

Räte streiten weiter um Wiedereinführung von Doppelnamen 

Der Streit um die Wiedereinführung von Doppelnamen ist weiterhin ungelöst. Zwar sind sich beide Räte 

einig, dass Doppelnamen wieder verwendet werden dürfen. Uneinigkeit herrscht aber über das neu 

anzuwendende Modell. Der Nationalrat hält an seinen Beschlüssen fest – mit 115 zu 71 Stimmen bei 2 

Enthaltungen. Demnach sollen Doppelnamen aus den beiden zur Verfügung stehenden Namen der 

Verlobten individuell zusammengestellt werden. Der Ständerat ist dagegen der Auffassung, dass nur der 

Ledigname an Partnerinnen und Partner respektive gemeinsame Kinder weitergegeben werden soll, 

aber keine Namen aus früheren Ehen. Die Mehrheit des Nationalrates erachtet das vom Ständerat 

beschlossene Modell als nicht mehr zeitgemäss und problematisch in Hinblick auf die Gleichstellung 

zwischen Frau und Mann, wie Kommissionssprecherin Patricia von Falkenstein (LDP/BS) sagte. Auch das 

Modell des Nationalrats erlaube im Ergebnis, dass die Verlobten – wie beim Familiennamen – den 

gleichen (Doppel-)Namen trügen. Eine SVP/Mitte-Minderheit argumentierte, dass durch die 

Wiedereinführung des Familiennamens die gemeinsame familiäre Identität und Rechtssicherheit 

gestärkt werde. Gleichzeitig unterbinde das konsequente Ledignamenprinzip den «Namenstourismus» 

mit Namen aus Vorehen und wahre die Transparenz der Abstammung. 

 



 

 

 

 

 

 

 

Neue Verkaufs- und Importregeln für Imitationswaffen 

Ausländische Online-Handelsplattformen sollen künftig in der Schweiz verbotene Imitations-, 

Schreckschuss- oder Soft-Air-Waffen kennzeichnen müssen. Wer sie trotzdem bestellt, soll mit einer 

Busse davonkommen. Das hat das Parlament beschlossen. Nach dem Ständerat sagt auch der 

Nationalrat Ja zu einer entsprechenden Motion von Ständerat Beat Rieder (Mitte/VS), mit 193 zu 0 

Stimmen und mit 2 Enthaltungen. Nun muss der Bundesrat das Waffengesetz anpassen. Konkret sollen 

Handelsplattformen wie Temu, Amazon und Ähnliche verpflichtet werden, auf ihren Angebotsseiten alle 

Produkte klar zu kennzeichnen, die in der Schweiz verboten sind. Tun sie das nicht, sollen sie sich 

strafbar machen. Zudem soll das Waffengesetz gelockert werden, damit Bagatellfälle bei Importen 

solcher Produkte gegebenenfalls mit einfachem Bussenentscheid geregelt werden können. Aufwendige 

Strafverfahren sollen so vermieden werden. 

 

 

Technisches Problem löst Brand im Bundeshaus aus 

Ein kleiner Brand hat am Morgen den Betrieb des Parlaments im Bundeshaus verzögert. Laut Schutz und 

Rettung Bern ging kurz vor 7 Uhr ein Feueralarm ein. Das Feuer habe rasch gelöscht werden können. 

Auslöser seien ein technischer Defekt und ein Kurzschluss bei Scheinwerfern gewesen, sagte 

Ständeratspräsident Stefan Engler zu Beginn der Ratssitzung. Eine Gefahr für die Anwesenden habe zu 

keinem Zeitpunkt bestanden. 

 

 

Nationalrat führt dringliche Debatte zu US-Zöllen 

Der Nationalrat hat eine dringliche Debatte über die Verhandlungen des Bundesrats im Zollstreit mit 

den USA begonnen. Mit fünf für dringlich erklärten Interpellationen werden Auskünfte zu verschiedenen 

Punkten verlangt. Vier Interpellationen stammen von Fraktionen, eine von der Fraktionspräsidentin der 

Mitte, Yvonne Bürgin (ZH). Nur die SVP-Fraktion, die parlamentarische Gruppe der Partei von 

Wirtschaftsminister Guy Parmelin, hat keine Interpellation eingereicht. In ihren Vorstössen fordern die 

Interpellantinnen und Interpellanten Auskunft zu verschiedenen Themen, etwa wie der Bund das von 

den USA geltend gemachte Handelsdefizit der Schweiz mit den USA verringern will. Auch ob 

Rüstungsimporte Teil des geplanten Handelsabkommens sein sollen, ist eine Frage. 

 

 

Rösti in Klimadebatte: «Sie haben mich grilliert» 

Umweltminister Albert Rösti wird im Rahmen einer Klimadebatte im Nationalrat mit zahlreichen Fragen 

und Forderungen konfrontiert. «Sie haben mich grilliert», sagt der Bundesrat während der Debatte. Dies 

sei aber auch gut so, fügt Rösti hinzu. 

 

Vier dringliche Interpellationen und Dutzende Fragen kritisieren die Klimamassnahmen des Bundesrates 

und fordern eine Ausweitung dieser. Kritisiert wird Rösti unter anderem für die Schweizer CO₂-

Auslandskompensationen. Damit würde der Bund nur seine «Hausaufgaben verschieben» und seine 

«fehlende nationale Ambition sichtbar machen», sagt Marionna Schlatter (Grüne/ZH). Gemäss ihr 

scheitert Klimapolitik am politischen Willen. Auf eine Frage von Sibel Arslan (Grüne/BS) zum 

Engagement von Rösti in der internationalen Klimapolitik und zu Ausreden für ambitioniertere 

Klimaziele des Bundes, reagiert der Umweltminister enerviert: «Wir zahlen jährlich von unserem Budget 

3.4 Milliarden und Sie sagen, ich hätte nur Ausreden. Ich erkläre hier, was wir tun, und sie kommen und 

sagen, wir hätten nur Ausreden.» 

 



 

 

 

 

 

 

 

«Wir stehen zur Dekarbonisierung, aber sie bringt der Schweiz nur etwas, wenn das auch weltweit so 

geschieht», sagt Rösti. Die ganze Welt müsse mehr machen. Die Schweiz leiste aber ihren Beitrag und 

sei Vorbild für die anderen. 

 

 

Debatte zum Zolldeal mit den USA: Fraktionen stellen Forderungen 

Der Nationalrat hat eine rund zweistündige Debatte zum Zolldeal der Schweiz mit den USA geführt. Der 

Bundesrat erhielt dabei nicht nur Lob für das bisherige Verhandlungsresultat. Führen konnte die grosse 

Kammer die Debatte, weil vier parlamentarische Gruppen sowie Yvonne Bürgin (ZH/Mitte) 

Interpellationen zu diesem Thema eingereicht hatten, die für dringlich erklärt wurden. Aus fünf 

Fraktionen traten Sprecherinnen und Sprecher ans Rednerpult. Einige von ihnen würdigten die bisher 

vorliegende gemeinsame Absichtserklärung der USA und der Schweiz zu den Zöllen als wertvoll für die 

Schweizer Wirtschaft. Einige brachten Forderungen an. Mitte-Fraktionschefin Bürgin forderte etwa, 

dass es künftig bei Auftritten von Schweizer Unternehmern im Ausland «klarer Leitplanken» bedürfe. 

Aline Trede (Grüne/BE) kündigte an, Ihre Fraktion würde geringere Lebensmittelstandards keineswegs 

akzeptieren. Cédric Wermuth (AG) forderte im Namen der SP-Fraktion eine klare Haltung gegenüber 

der US-Regierung, deren Politik sich gegen Europa richte. Auch Corina Gredig (ZH) sagte namens der 

Grünliberalen, es gelte, Alternativen zum US-Markt zu schaffen. 

 

 

Räte einigen sich bei bewaffneten Armee-Auslandeinsätzen 

Höchstens 36 bewaffnete Armeeangehörige soll der Bundesrat künftig für länger dauernde Einsätze im 

Ausland ohne Bewilligung des Parlaments aufbieten können. Darauf haben sich die eidgenössischen 

Räte geeinigt und damit nach langem Ringen eine Revision des Militärgesetzes abgeschlossen. Stände- 

und Nationalrat stimmten dem Vorschlag der Einigungskonferenz der beiden Räte zu, womit die letzte 

Differenz bei der Behandlung dieser Revision beseitigt wurde. Der Ständerat sprach sich zuletzt bei 

diesen Assistenzdienst-Einsätzen im Ausland für die Zahl von maximal 50 Soldatinnen und Soldaten aus, 

der Nationalrat für höchstens 18. Je dreimal hatten Stände- und Nationalrat die Vorlage behandelt, 

bevor sich Mitglieder der beiden Räte in der Einigungskonferenz über den letzten strittigen Punkt 

beugten. 

 

 

Nationalrat lehnt Ernährungsinitiative ohne Gegenvorschlag ab 

Der Nationalrat lehnt die Ernährungsinitiative ab. Keine einzige Fraktion befürwortet das Begehren, das 

in den Worten vieler Ratsmitglieder diktiert, was auf den Teller kommt. Auch eine alternative, weniger 

weit gehende Verfassungsbestimmung will der Nationalrat nicht. Die Abstimmungsempfehlung zur 

Initiative beschloss der Nationalrat oppositionslos. Die Initiative verlangt, die Lebensmittelproduktion 

vermehrt auf pflanzliche Kost auszurichten. Die Selbstversorgung soll laut Initiativtext verstärkt werden. 

Konkret soll der Netto-Selbstversorgungsgrad mit Nahrungsmitteln auf mindestens 70 Prozent steigen, 

innert zehn Jahren. Zudem sollen die Grundwasserressourcen und die Fruchtbarkeit der Böden 

gesichert sein. Dabei geht es namentlich um den Eintrag von Stickstoffverbindungen und Phosphor. SP, 

Grüne und GLP hätten einen Gegenvorschlag gewollt, unterlagen aber mit 73 gegen 121 Stimmen. 

Dieser beschränkte sich auf die Erhaltung der Ökosysteme und der Biodiversität sowie den Schutz von 

Gewässern, Bodenfruchtbarkeit und Biodiversität. 

 

 

 



 

 

 

 

 

 

 

Nationalrat stimmt Abkommen mit Thailand zu – viele Enthaltungen 

Der Nationalrat stimmt dem Freihandelsabkommen zu, das die Schweiz, die weiteren Efta-Staaten und 

Thailand Anfang dieses Jahres in Davos unterzeichneten. Das links-grüne Lager enthielt sich aber der 

Stimme. Weder Ja noch Nein stimmten die Mitglieder der SP-Fraktion, weil der Rat zuvor zwei Anträge 

einer Minderheit der vorberatenden Kommission abgelehnt hatte. Diese links-grüne Minderheit wollte 

dafür sorgen, dass sich der Bundesrat in Thailand für die Förderung von Demokratie und 

Menschenrechten einsetzt. Auch die Grünen enthielten sich der Stimme. Die Ja-Stimmen kamen somit 

aus den anderen vier Fraktionen im Nationalrat. Ihre Sprecherinnen und Sprecher sagten etwa, gerade 

in der heutigen Zeit sei es wichtig, dass die Schweiz ihre Handelsbeziehungen ausweite und 

diversifiziere. Auch Wirtschaftsminister Guy Parmelin sagte, das Abkommen trage zur 

Widerstandsfähigkeit der Schweizer Wirtschaft bei. Mit 135 zu 1 Stimme bei 58 Enthaltungen 

genehmigte der Rat das Abkommen. Bevor es in Kraft treten kann, muss es auch noch vom Ständerat 

gutgeheissen werden. 

 

 

Nationalrat will Höchstspannungsleitungen oberirdisch verlegen 

Hoch- oder Höchstspannungsleitungen mit 220 Kilovolt oder mehr sollen in der Schweiz grundsätzlich 

in der Luft hängen. Diesen Grundsatz will der Nationalrat zur Beschleunigung des Aus- und Umbaus der 

Stromnetze im Elektrizitätsgesetz verankern. Er hiess einen entsprechenden Antrag seiner Kommission 

für Umwelt, Raumplanung und Energie (Urek-N) gut. Die Urek-N sieht allerdings Ausnahmen vom 

Freileitungsgrundsatz vor: Eine Erdleitung soll möglich sein, wenn dies billiger zu stehen kommt, aus 

technischen Gründen nötig ist oder dies zum Schutz von geschützten Mooren erforderlich ist. Auch der 

Bundesrat hätte bei der Energiegesetz-Revision einen Freileitungsgrundsatz in dem Erlass verankern 

wollen. Er verzichtete aber darauf, nachdem sich in der Vernehmlassung ein Grossteil der Kantone sowie 

alle Umweltschutz- und Heimatschutzorganisationen dagegen ausgesprochen hatten. Mit der Vorlage 

hat sich nun der Ständerat zu befassen. 

 

 

Nationalrat will Pflanzenschutzmittel aus EU schneller zulassen 

Künftig sollen in der Schweiz Pflanzenschutzmittel, die in einem EU-Nachbarland, den Niederlanden 

oder Belgien bereits zugelassen sind, schneller zur Verfügung stehen. Der Nationalrat stimmt einem 

entsprechenden Gesetzesentwurf zu. Die grosse Kammer nimmt die Vorlage mit 121 zu 73 Stimmen bei 

2 Enthaltungen an. Das Geschäft geht nun an den Ständerat. Gegen die Vorlage wehrten sich 

Vertreterinnen und Vertreter von SP, Grünen und GLP. Sie argumentierten unter anderem, dass 

veraltete toxische Substanzen in die Schweizer Gewässer gelangen könnten und der Umweltschutz noch 

mehr aufgeweicht werde. Auf der anderen Seite argumentierten die Befürworterinnen und 

Befürworter, zu welchen die SVP, FDP und Mitte gehören, dass sich die Schweizer Landwirtschaft in 

einer Krise befinde. Der Gesetzesentwurf stütze die Produktionskraft der Landwirtschaft. Alte Pestizide 

könnten so durch neue Pflanzenschutzmittel ersetzt werden. 

 

 

Guy Parmelin als Bundespräsident im Waadtland gefeiert 

Der frisch gewählte Bundespräsident Guy Parmelin ist am Donnerstag in seinem Heimatkanton gefeiert 

worden. Der Waadtländer SVP-Politiker aus Bursins übernimmt das Amt des Bundespräsidenten zum 

zweiten Mal nach 2021. 

 

 



 

 

 

 

 

 

 

Der 66-jährige Waadtländer Parmelin war vergangene Woche von der Bundesversammlung mit einem 

Glanzresultat zum Bundespräsidenten für das Jahr 2026 gewählt worden. Der Sonderzug mit der 

Festgesellschaft fuhr um 13 Uhr in Bern ab. Er machte einen Zwischenstopp in Freiburg, bevor es in den 

Heimatkanton von Parmelin weiterging. Am späten Nachmittag wurde Parmelin in der Hotelfachschule 

Lausanne erwartet, wo die offizielle Zeremonie mit über 400 Gästen, darunter auch SVP-Präsident 

Marcel Dettling, stattfinden sollte. Weitere Politiker begleiteten Parmelin, darunter die derzeitige 

Bundespräsidentin Karin Keller-Sutter (FDP) und die Präsidentin des Waadtländer Staatsrats Christelle 

Luisier Brodard (FDP). 

 

 
 

 

Straftatbestand gegen Belästigung im Internet 

Cybermobbing soll als eigener Straftatbestand gelten. Dieser Meinung ist der Nationalrat. Entgegen dem 

Mehrheitsantrag seiner zuständigen Kommission, will er die Arbeiten an einer Gesetzesrevision nicht 

einstellen. Vor rund zwei Jahren hatten die beiden Räte übereinstimmend beschlossen, einen neuen 

Straftatbestand gegen Belästigung im Internet zu schaffen. Dieser soll wiederholtes Demütigen, 

Schikanieren, Bedrohen oder Belästigen einer Person im Cyberraum unter Strafandrohung stellen. 

Angestossen hatte die Idee SP-Nationalrätin Gabriela Suter (AG) mit einer parlamentarischen Initiative. 

Die Rechtskommission des Nationalrats (RK-N) entschied im Sommer mit knapper Mehrheit, ihre 

Arbeiten an der Umsetzung weiterzuführen und einen Vorentwurf zur Strafbarkeit von Cybermobbing 

auszuarbeiten. Gut drei Monate später sah es anders aus: Sie beantragte ihrem Rat, das Geschäft 

abzuschreiben. Es bestehe kein Bedarf für eine neue Norm, da das geltende Recht die Handlungen 

bereits umfassend abdecke, so die Argumentation der Mehrheit. 

 

 



 

 

 

 

 

 

 

Budget 2026 ist durch: Auch Nationalrat stimmt zu 

Eine zusätzliche Million Franken zur Bekämpfung von Gewalt an Frauen, kaum Teuerungsausgleich für 

Bundesangestellte, keine Subvention für den Nachtzug nach Malmö und weniger Geld für die 

Entwicklungszusammenarbeit: Der Voranschlag 2026 ist unter Dach und Fach. 

 

Das vom Parlament verabschiedete, mit der Schuldenbremse konforme Bundesbudget sieht 

Gesamteinnahmen von rund 90,4 Milliarden und Gesamtausgaben von 91,1 Milliarden Franken vor. Die 

Anträge der Einigungskonferenz für die nicht ausgeräumten Differenzen wurden am Freitag in beiden 

Räten angenommen. 

 

Unzufriedene Stimmen 

Die SVP beispielsweise lehnte fast alle Anträge der Einigungskonferenz ab. Das Wirtschaftswachstum 

werde 2026 1,2 Prozent betragen, sagte Sprecher Lars Guggisberg (BE) dazu. Das Budget hingegen 

enthalte ein Ausgabenwachstum von 5 Prozent. Kritik an den Streichungen im Budget kam von SP und 

Grünen. Beide Fraktionen stimmten aber am Schluss zu.  

 

Die stundenlangen Beratungen über zahlreiche Minderheitsanträge in enthielten auch emotionale 

Momente. Auslöser von Empörung war die im Nationalrat abgelehnte zusätzliche Million Franken für 

Massnahmen gegen Gewalt an Frauen. Eine Kundgebung in Bern und ein von einer halben Million 

Menschen unterzeichneter Aufruf dürften dazu beigetragen haben, dass der Entscheid widerrufen 

wurde. 

 

Reaktionen auszulösen vermochte auch die gestrichene Subvention von 10 Millionen Franken für den 

geplanten Nachtzug von Basel nach Malmö. Der von den Bürgerlichen durchgesetzte Entscheid führte 

dazu, dass die SBB die für 2026 geplante Verbindung wieder strichen. Das CO2-Gesetz sieht bis 2030 

jährliche Nachtzug-Subventionen von bis zu 30 Millionen Franken vor. Da die 10 Millionen Franken nun 

gestrichen sind, können sie für die Verminderung der Treibhausgas-Emissionen im Luftverkehr 

eingesetzt werden. 

 

Teuerungsausgleich gekürzt 

Den Kopf fürs Sparen hinhalten müssen auch die Bundesangestellten. Sie erhalten 2026 einen 

Teuerungsausgleich von 0,1 Prozent. Damit strichen die Räte 27,2 Millionen Franken aus dem Budget. 

Für Beiträge an multilaterale Organisationen gibt es weniger Geld und ebenso für bilaterale 

Entwicklungszusammenarbeit. Zudem werden auf Antrag der Einigungskonferenz wurden 10 Millionen 

Franken von der internationalen zur wirtschaftlichen Zusammenarbeit verschoben. 

 

Gekürzt wird auch beim Bundesamt für Justiz, entgegen den Warnungen, dass damit weniger Geld für 

die Einführung des elektronischen Identitätsnachweises (E-ID) verzögern könnte. Das Bundesamt für 

Cybersicherheit hingegen erhält mehr Geld. Sein Budget wurde um 10 Millionen erhöht auf rund 26,25 

Millionen Franken. 

 

Wie häufig fanden Anliegen der Landwirtschaft Gehör. Zusätzliche 10 Millionen Franken sind für den 

Weinbau reserviert. Mehr Geld als vom Bundesrat beantragt gibt es auch für die Bekämpfung von 

Tierseuchen, für den Herdenschutz und den Kartoffelanbau. 

 

 

 



 

 

 

 

 

 

 

Verzichtet wird auch auf eine Kürzung bei Schweiz Tourismus um sechs Millionen Franken. Der 

Nationalrat hätte die Werbung im Ausland mit weniger Geld ausstatten wollen, musste sich aber 

schliesslich fügen. Denn der Ständerat wollte dieses Budget nicht zurückstutzen. 

 

Hilfe für Giftnotruf 

Der von Geldmangel bedrohte Giftnotruf von Tox Info erhält vom Bund gut eine Million Franken 

zusätzlich, gegen den Willen des Bundesrats. Das Innendepartement suche eine neue Regelung mit den 

bisherigen privaten Trägern für die künftige Finanzierung, gab Finanzministerin Karin Keller-Sutter zu 

bedenken. Eine Aufstockung würde die Verhandlungsposition des Bundes schwächen. 

 

Die Rüstungsausgaben erhöht das Parlament um 70 Millionen auf knapp 2,8 Milliarden Franken. 

Allerdings stutzte das Parlament im Gegenzug den Betriebsaufwand der Armee um 12,5 Millionen 

Franken zurück. 

 

Der Spielraum für Abweichungen nach oben war aufgrund der Schuldenbremse-Vorgaben klein. Erst in 

letzter Minute war bekannt geworden, dass der Bund mit zusätzlichem Steuergeld aus Genf budgetieren 

konnte. Diese 290 Millionen Franken steckte das Parlament vorsorglich in die Arbeitslosenversicherung. 

 

 

Schlussabstimmungen 

Mit den Schlussabstimmungen haben die eidgenössischen Räte am Freitag die Wintersession 

abgeschlossen. Die folgenden 18 Vorlagen haben National- und Ständerat parlamentarisch unter Dach 

und Fach gebracht: 

 

- mit 122 zu 68 Stimmen bei 6 Enthaltungen (Nationalrat) und 31 zu 11 Stimmen bei einer Enthaltung 

(Ständerat) Änderungen im Kriegsmaterialgesetz, damit zugunsten von Schweizer 

Rüstungsunternehmen die Regeln für Waffenexporte gelockert werden können. Künftig sollen auch 25 

westliche Länder beliefert werden können, wenn sie sich in einem bewaffneten Konflikt befinden; 

 

- mit 123 zu 67 Stimmen bei 6 Enthaltungen (Nationalrat) und 30 zu 9 Stimmen bei 5 Enthaltungen 

(Ständerat) der Bundesbeschluss, mit dem das Parlament die Volksinitiative "Keine 10-Millionen-

Schweiz" der SVP Volk und Ständen zur Ablehnung empfiehlt; 

 

- mit 115 zu 81 bei einer Enthaltung (Nationalrat) und 27 zu 17 Stimmen bei 0 Enthaltungen (Ständerat) 

das Gesetz über die Unterstützung der familienergänzenden Kinderbetreuung als indirekten 

Gegenvorschlag zur Kita-Initiative. Kern dieses Gegenvorschlags ist eine Betreuungszulage für Eltern von 

Kita-Kindern, die über Beiträge der Arbeitgebenden, der Arbeitnehmenden und der Kantone finanziert 

wird; 

 

- mit 130 zu 63 Stimmen bei einer Enthaltung (Nationalrat) und 41 zu 3 Stimmen bei 0 Enthaltungen 

(Ständerat) Änderungen beim Erwerbsersatz. Unter anderem sollen für die Entschädigungen für 

Militärdienst und Mutterschaft neu die gleichen maximalen Tagessätze gelten; 

 

- mit 158 zu 30 Stimmen bei 5 Enthaltungen (Nationalrat) und 42 zu 2 Stimmen bei 0 Enthaltungen 

(Ständerat) Änderungen im Berufsbildungsgesetz, um neue Titel wie Professional Bachelor und 

Professional Master für höhere Abschlüsse in der Berufsbildung einzuführen; 

 



 

 

 

 

 

 

 

- mit 113 zu 81 Stimmen bei 2 Enthaltungen (Nationalrat) und 29 zu 13 Stimmen bei 2 Enthaltungen 

(Ständerat) die "Lex China" zur Kontrolle von ausländischen Investitionen in der Schweiz. Das 

Investitionsprüfgesetz soll Übernahmen verhindern, welche die öffentliche Ordnung oder Sicherheit 

gefährden; 

 

- mit 128 zu 63 Stimmen bei 5 Enthaltungen (Nationalrat) und 40 zu 4 Stimmen bei 0 Enthaltungen 

(Ständerat) Änderungen im Radio- und Fernsehgesetz zur Förderung von Aus- und Weiterbildung für 

Medienschaffende und Leistungen von Agenturen wie Keystone-SDA sowie mit 156 zu 37 Stimmen bei 

4 Enthaltungen (Nationalrat) und 44 zu 0 Stimmen bei 0 Enthaltungen (Ständerat) Anpassungen im 

Radio- und Fernsehgesetz, wonach lokale und regionale Radio- und TV-Sender einen höheren Anteil aus 

dem Gebührentopf erhalten; 

 

- mit 131 zu 62 Stimmen bei 0 Enthaltungen (Nationalrat) und 35 zu 8 Stimmen bei einer Enthaltung 

(Ständerat) Änderungen im Militärgesetz, die Wiederholungskurse und Rekrutenschulen besser 

vereinbar werden mit dem zivilen Leben machen sollen, mit 153 zu 40 Stimmen bei einer Enthaltung 

(Nationalrat) und 36 zu 8 Stimmen bei 0 Enthaltungen (Ständerat) die mit der Gesetzesänderung 

verbundene Aufhebung der Verordnung des Parlaments über die Verwaltung der Armee sowie mit 131 

zu 62 Stimmen bei einer Enthaltung (Nationalrat) und 35 zu 9 Stimmen bei 0 Enthaltungen (Ständerat) 

Änderungen in der Verordnung des Parlaments über die Organisation der Armee, um den 

Effektivbestand der Armee vorübergehend erhöhen zu können; 

 

- mit 127 zu 65 Stimmen bei 2 Enthaltungen (Nationalrat) und 35 zu 9 Stimmen bei 0 Enthaltungen 

(Ständerat) Änderungen im Hochschulförderungs- und -koordinationsgesetz, damit Fachhochschulen in 

Mint-Fächern (Mathematik, Informatik, Naturwissenschaft und Technik) Bildungsgänge mit integrierter 

Praxiserfahrung anbieten können; 

 

- mit 129 zu 66 Stimmen bei 2 Enthaltungen (Nationalrat) und 30 zu 11 Stimmen bei 2 Enthaltungen 

(Ständerat) Anpassungen im Kartellrecht, die es unter anderem Privaten und der öffentlichen Hand 

ermöglichen, Klage zu führen, wenn unzulässige Wettbewerbsabsprachen sie treffen; 

 

- mit 133 zu 62 Stimmen bei 2 Enthaltungen (Nationalrat) und 43 zu 1 Stimmen bei 0 Enthaltungen 

(Ständerat) Erleichterungen für die Autoverlad-Betreiber für die Aufnahme von Krediten für 

Erneuerungsprojekte. Sie sollen neu von Bundesbürgschaften profitieren können; 

 

- mit 131 zu 65 Stimmen bei einer Enthaltung (Nationalrat) und 29 zu 15 Stimmen bei 0 Enthaltungen 

(Ständerat) Änderungen im Bundessteuer- und im Steuerharmonisierungsgesetz, damit Unternehmen 

Verluste neu zehn statt sieben Jahre lang von den Steuern abziehen können; 

 

- mit 128 zu 66 Stimmen bei 0 Enthaltungen (Nationalrat) und 42 zu 1 Stimmen bei einer Enthaltung 

(Ständerat) das Abkommen über soziale Sicherheit zwischen der Schweiz und Argentinien; 

 

- mit 126 zu 66 Stimmen bei einer Enthaltung (Nationalrat) und 35 zu 7 Stimmen bei 2 Enthaltungen 

(Ständerat) gesetzliche Bestimmungen für den internationalen automatischen Austausch zu Lohndaten. 

Die Vorlage betrifft die Besteuerung von Grenzgängerinnen und Grenzgängern; 

 

 

 



 

 

 

 

 

 

 

- mit 153 zu 39 Stimmen bei einer Enthaltung (Nationalrat) und 41 zu 0 Stimmen bei 3 Enthaltungen 

(Ständerat) eine Verlängerung für die Befreiung von "Too big to fail"-Instrumenten von der 

Verrechnungssteuer bis längstens 2031. 

 

Bis auf die Abstimmungsempfehlung zur Volksinitiative "Keine 10-Millionen-Schweiz!" sowie die 

Anpassung der Verordnung über die Organisation der Armee unterstehen alle Entscheide dem 

fakultativen Referendum. Ein Referendum angekündigt hat die Linke zum Kriegsmaterialgesetz, das 

Lockerungen für Waffenexporte vorsieht. 

 

 

Verabschiedung nach 10 Jahren im Nationalrat 

Gestern endete für mich ein sehr prägendes Kapitel. Mit meinem Rücktritt aus dem Nationalrat blicke 

ich mit grosser Dankbarkeit auf zehn intensive Jahre unter der Bundeshauskuppel zurück. Die Worte des 

Nationalratspräsidenten bei meiner Verabschiedung haben mich tief berührt. Mein Einsatz für die 

Sicherheit der Schweiz, unsere KMU und meinen Heimatkanton Appenzell Ausserrhoden war stets 

Ausdruck von Verantwortung – nie selbstverständlich. Besonders bewegt hat mich das 

Abschiedsgeschenk, initiiert von Marcel Dobler und getragen von Kolleginnen und Kollegen aus beiden 

Räten. Dieses Bild mit dem Bundeshaus, ergänzt durch eine Karikatur und viele Unterschriften, bedeutet 

mir enorm viel – heute war ich den Tränen nahe. Mein tiefster Dank gilt der Bevölkerung von Appenzell 

Ausserrhoden für das langjährige Vertrauen sowie allen Kolleginnen und Kollegen über die 

Parteigrenzen hinweg für Respekt, Zusammenarbeit und Freundschaften. Nun beginnt ein neuer 

beruflicher Abschnitt. Ich gehe mit einem schweren, aber sehr dankbaren Herzen. Was bleibt, sind 

Erinnerungen, Verbundenheit – und tiefe Dankbarkeit. Danke, Appenzell Ausserrhoden. Danke für alles. 

 

 
 

Bern, im Dezember 2025 

David Zuberbühler 


